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Rs. C-212/04 (Adeneler), Urteil des Gerichtshofs vom 04.ௗ07.ௗ2006 – 

Slg. 2006, S. I-6057. 

Vorbemerkungen: 

Mit dieser Entscheidung stellt der EuGH klar, ab wann die nationalen Gerichte verpflichtet sind, das 

nationale Recht im Falle der mangelnden unmittelbaren Wirkung von Richtlinien richtlinienkonform 

auszulegen. Die allgemeine Verpflichtung der nationalen Gerichte, das innerstaatliche Recht 

richtlinienkonform auszulegen, besteht erst ab Ablauf der Umsetzungsfrist. Allerdings gilt das in der 

Rs. Wallonie (Rs. C-129/96, siehe DeLuxe) als Vorwirkung für die Zeit der Umsetzungsfrist festgestellte 

Frustrationsverbot auch für die nationalen Gerichte. Daraus folgt, dass die nationalen Gerichte schon ab dem 

Zeitpunkt des Inkrafttretens einer Richtlinie es soweit wie möglich unterlassen müssen, das innerstaatliche 

Recht auf eine Weise auszulegen, die die Erreichung des mit dieser Richtlinie verfolgten Zieles nach Ablauf 

der Umsetzungsfrist ernsthaft gefährden würde. Der Unterschied zur richtlinienkonformen Auslegung 

besteht dementsprechend darin, dass diese eine maximale Annäherungspflicht an die Richtlinie durch 

Auslegung des nationalen Rechts verlangt, das Frustrationsverbot dagegen nur voraussetzt, dass eine 

Behinderung der Zielerreichung unterbleibt. Im Übrigen stellt der EuGH fest, dass der nationale Richter 

nicht zur richtlinienkonformen Auslegung contra legem berechtigt ist. 

Sachverhalt: 

In Griechenland wurden von einer dem öffentlichen Sektor zuzurechnenden juristischen Person des 

Privatrechts jeweils mehrere aufeinander folgende befristete Arbeitsverträge mit verschiedenen 

Arbeitnehmern geschlossen, die zwischen Juni und September 2003 ausliefen, ohne erneuert zu werden. Die 

betroffenen Arbeitnehmer erhoben bei dem zuständigen innerstaatlichen Gericht Klage auf Feststellung der 

Unbefristetheit der Arbeitsverträge. Dabei spielen Anforderungen der EG-Richtlinie 1999/70 eine Rolle. Das 

zuständige Gericht stellte dem EuGH im Vorabentscheidungsverfahren verschiedene Fragen zur 

richtlinienkonformen Auslegung des nationalen Rechts. Dabei spielte insbesondere der Zeitpunkt, ab dem 

diese Auslegung geboten ist, eine Rolle. 

Aus den Entscheidungsgründen: 

[110] Die Verpflichtung des nationalen Richters, bei der Auslegung der einschlägigen 

Vorschriften des innerstaatlichen Rechts den Inhalt einer Richtlinie heranzuziehen, wird zwar 

durch die allgemeinen Rechtsgrundsätze und insbesondere durch den Grundsatz der 

Rechtssicherheit und das Rückwirkungsverbot begrenzt; auch darf sie nicht als Grundlage für 

eine Auslegung contra legem des nationalen Rechts dienen (vgl. im Wege der Analogie Urteil 
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vom 16. Juni 2005 in der Rechtssache C-105/03, Pupino, Slg. 2005, I-5285, Randnrn. 44 und 

47). 

[111] Der Grundsatz der gemeinschaftsrechtskonformen Auslegung verlangt jedoch, dass die 

nationalen Gerichte unter Berücksichtigung des gesamten nationalen Rechts und unter 

Anwendung ihrer Auslegungsmethoden alles tun, was in ihrer Zuständigkeit liegt, um die volle 

Wirksamkeit der fraglichen Richtlinie zu gewährleisten und zu einem Ergebnis zu gelangen, 

das mit dem von der Richtlinie verfolgten Ziel übereinstimmt (vgl. Urteil Pfeiffer u. a., 

Randnrn. 115, 116, 118 und 119). 

[112] Kann das von einer Richtlinie vorgeschriebene Ziel nicht im Wege der Auslegung 

erreicht werden, verpflichtet das Gemeinschaftsrecht gemäß dem Urteil vom 19. November 

1991 in den verbundenen Rechtssachen C-6/90 und C-9/90 (Francovich u. a., Slg. 1991, I-5357, 

Randnr. 39) die Mitgliedstaaten zum Ersatz der den Bürgern durch die Nichtumsetzung dieser 

Richtlinie verursachten Schäden, sofern drei Voraussetzungen vorliegen. Zunächst muss Ziel 

der Richtlinie die Verleihung von Rechten an Einzelne sein. Sodann muss der Inhalt dieser 

Rechte auf der Grundlage der Richtlinie bestimmt werden können. Schließlich muss ein 

Kausalzusammenhang zwischen dem Verstoß gegen die dem Mitgliedstaat auferlegte 

Verpflichtung und dem entstandenen Schaden bestehen (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 

14. Juli 1994 in der Rechtssache C-91/92, Faccini Dori, Slg. 1994, I-3325, Randnr. 27). 

[113] Im Hinblick auf die genauere Bestimmung des Zeitpunkts, ab dem die nationalen 

Gerichte verpflichtet sind, den Grundsatz der gemeinschaftsrechtskonformen Auslegung 

anzuwenden, ist darauf hinzuweisen, dass diese sich aus den Artikeln 10 Absatz 2 EG und 249 

Absatz 3 EG sowie der betreffenden Richtlinie selbst ergebende Verpflichtung insbesondere 

dann zum Tragen kommt, wenn die einschlägige Richtlinienbestimmung keine unmittelbare 

Wirkung entfaltet, weil sie dafür nicht klar, genau und unbedingt genug ist oder weil es sich um 

einen Rechtsstreit handelt, in dem sich ausschließlich Private gegenüberstehen. 

[114] Darüber hinaus kann den Mitgliedstaaten vor Ablauf der Frist für die Umsetzung einer 

Richtlinie nicht zur Last gelegt werden, dass sie die Maßnahmen zu deren Umsetzung in 

innerstaatliches Recht noch nicht erlassen haben (vgl. Urteil vom 18. Dezember 1997 in der 

Rechtssache C-129/96, Inter-Environnement Wallonie, Slg. 1997, I-7411, Randnr. 43). 

[115] Bei verspäteter Umsetzung einer Richtlinie besteht die allgemeine Verpflichtung der 

nationalen Gerichte, das innerstaatliche Recht richtlinienkonform auszulegen, daher erst ab 

Ablauf der Umsetzungsfrist. 
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[116] Aus den vorstehenden Erwägungen folgt zwingend, dass bei verspäteter Umsetzung 

einer Richtlinie nicht auf den – vom vorlegenden Gericht in seiner Frage 1ௗc angesprochenen – 

Zeitpunkt, zu dem die nationalen Umsetzungsmaßnahmen im betreffenden Mitgliedstaat 

tatsächlich in Kraft treten, abzustellen ist. Dies könnte nämlich die volle Wirksamkeit des 

Gemeinschaftsrechts und dessen einheitliche Anwendung insbesondere im Wege von 

Richtlinien ernsthaft gefährden. 

[117] Was ferner den in der Frage 1ௗa angesprochenen Zeitpunkt und die Beantwortung der 

Frage 1 insgesamt betrifft, so hat der Gerichtshof bereits entschieden, dass die Pflicht der 

Mitgliedstaaten nach den Artikeln 10 Absatz 2 EG und 249 Absatz 3 EG sowie der betreffenden 

Richtlinie selbst, alle zur Erreichung des durch die Richtlinie vorgeschriebenen Zieles 

erforderlichen Maßnahmen zu treffen, allen Trägern öffentlicher Gewalt in den Mitgliedstaaten 

einschließlich der Gerichte im Rahmen ihrer Zuständigkeiten obliegt (vgl. u. a. Urteile Inter-

Environnement Wallonie, Randnr. 40, und Pfeiffer u. a., Randnr. 110, und die dort zitierte 

Rechtsprechung). 

[118] Zudem werden Richtlinien entweder nach Artikel 254 Absatz 1 EG im Amtsblatt der 

Europäischen Union veröffentlicht und treten in dem in ihnen festgelegten Zeitpunkt oder 

andernfalls am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft, oder sie werden nach 

Artikel 254 Absatz 3 EG denjenigen, für die sie bestimmt sind, bekannt gegeben und durch 

diese Bekanntgabe wirksam. 

[119] Eine Richtlinie entfaltet demnach entweder ab ihrer Veröffentlichung oder ab dem 

Zeitpunkt ihrer Bekanntgabe Rechtswirkungen gegenüber dem Mitgliedstaat, an den sie 

gerichtet ist, und damit gegenüber allen Trägern öffentlicher Gewalt. 

[120] Im vorliegenden Fall ist in Artikel 3 der Richtlinie 1999/70 festgelegt, dass sie am Tag 

ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften, d. h. am 10. Juli 1999, 

in Kraft tritt. 

[121] Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs ergibt sich aus den Artikeln 10 Absatz 2 EG 

und 249 Absatz 3 EG in Verbindung mit der betreffenden Richtlinie, dass die Mitgliedstaaten, 

an die die Richtlinie gerichtet ist, während der Frist für deren Umsetzung keine Vorschriften 

erlassen dürfen, die geeignet sind, die Erreichung des in der Richtlinie vorgeschriebenen Zieles 

ernstlich zu gefährden (Urteile Inter-Environnement Wallonie, Randnr. 45, vom 8. Mai 2003 in 

der Rechtssache C-14/02, ATRAL, Slg. 2003, I-4431, Randnr. 58, und Mangold, Randnr. 67). 

In diesem Zusammenhang kommt es nicht darauf an, ob die fragliche, nach Inkrafttreten der 
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betreffenden Richtlinie erlassene Regelung des nationalen Rechts deren Umsetzung bezweckt 

oder nicht (Urteile ATRAL, Randnr. 59, und Mangold, Randnr. 68). 

[122] Da alle Träger öffentlicher Gewalt der Mitgliedstaaten verpflichtet sind, die volle 

Wirksamkeit des Gemeinschaftsrechts zu garantieren (vgl. Urteile Francovich u. a., Randnr. 32, 

vom 13. Januar 2004 in der Rechtssache C-453/00, Kühne & Heitz, Slg. 2004, I-837, 

Randnr. 20, sowie Pfeiffer u. a., Randnr. 111), gilt die in der vorstehenden Randnummer 

genannte Unterlassenspflicht auch für die nationalen Gerichte. 

[123] Daraus folgt, dass die Gerichte der Mitgliedstaaten ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens 

einer Richtlinie es soweit wie möglich unterlassen müssen, das innerstaatliche Recht auf eine 

Weise auszulegen, die die Erreichung des mit dieser Richtlinie verfolgten Zieles nach Ablauf 

der Umsetzungsfrist ernsthaft gefährden würde. 

[124] Nach alledem ist auf die erste Frage zu antworten, dass die nationalen Gerichte bei 

verspäteter Umsetzung einer Richtlinie in die Rechtsordnung des betreffenden Mitgliedstaats 

und bei Fehlen unmittelbarer Wirkung ihrer einschlägigen Bestimmungen verpflichtet sind, das 

innerstaatliche Recht ab dem Ablauf der Umsetzungsfrist so weit wie möglich im Licht des 

Wortlauts und des Zweckes der betreffenden Richtlinie auszulegen, um die mit ihr verfolgten 

Ergebnisse zu erreichen, indem sie die diesem Zweck am besten entsprechende Auslegung der 

nationalen Rechtsvorschriften wählen und damit zu einer mit den Bestimmungen dieser 

Richtlinie vereinbaren Lösung gelangen. 

 


